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Compliance-Modelle an ihre Grenzen bringen und eine stär-
ker differenzierte, global ausgerichtete Risikosteuerung er-
forderlich machen. Da die weitere Entwicklung und insbe-
sondere die konkrete Anwendungspraxis durch die chinesi-
sche Regierung weitreichende Auswirkungen auf die Anfor-
derungen an internationale Unternehmen haben werden,
sollten diese aufmerksam beobachtet werden.

Dr. Stephan Benz
studierte Rechtswissenschaften in Deutsch-
land und China. Nach beruflichen Stationen in
der Interessenvertretung sowie der Unterneh-
mensberatung arbeitet er aktuell für einen
deutschen Technologiekonzern im Bereich
des Außenwirtschaftsrechts.

Dr. Constantin Frank-Fahle, LL.M., Rechtsanwalt, und Marcel Trost, Rechtsanwalt/Bankkauf-
mann, beide Dubai/Abu Dhabi, Vereinigte Arabische Emirate

Die Reform des emiratischen Zivilrechts:
Das neue Zivilgesetzbuch der VAE und
seine Auswirkungen auf die Unternehmenspraxis

Mit dem zum 1.6.2026 in Kraft getretenen neuen
Zivilgesetzbuch haben die Vereinigten Arabischen
Emirate eine der bedeutendsten zivilrechtlichen Re-
formen seit 1985 umgesetzt. Die Reform moderni-
siert zahlreiche Bereiche des emiratischen Zivil-
rechts und trägt den Anforderungen eines zuneh-
mend internationalisierten Wirtschaftsstandorts
Rechnung. Besondere praktische Relevanz besitzen
die neuen Vorschriften zu vorvertraglichen Pflichten,
zur Vertragsanpassung bei außergewöhnlichen Um-
ständen sowie zu Werkverträgen und pauschaliertem
Schadensersatz. Unternehmen mit Geschäftsbezie-
hungen in die VAE sollten die Auswirkungen der
Reform zeitnah analysieren und bestehende Ver-
tragsmuster sowie interne Prozesse überprüfen. Der
vorliegende Beitrag behandelt die wesentlichen
Neuerungen des Federal Decree-Law No. 25 of 2025
und untersucht deren praktische Bedeutung für
grenzüberschreitende Geschäftstätigkeiten und die
Vertragsgestaltung in den VAE.

I. Einleitung

Die Vereinigten Arabischen Emirate („VAE“) haben sich
seit Staatsgründung im Jahr 1971 von einem wenig bekann-
ten Land auf der Arabischen Halbinsel zu einem bedeuten-
den Wirtschaftsstandort entwickelt. Diese Entwicklung ist
auf die konsequente Umsetzung einer Strategie zur wirt-
schaftlichen Diversifizierung zurückzuführen. Aus Sicht
deutscher Unternehmen sind die VAE infolge dieser Ent-
wicklung nicht mehr nur wichtige Rohstoffproduzenten,
sondern auch bedeutende Absatzmärkte und Logistikdreh-
kreuze, die im Rahmen internationaler Lieferketten eine
zentrale Rolle einnehmen. Aufgrund der geographisch güns-
tigen Lage der VAE zwischen Ost und West haben sich in
der Vergangenheit auch viele deutsche Unternehmen dazu
entschieden, in den VAE ein sog. Regional Headquarter an-
zusiedeln, von dem aus die Region des Nahen und Mittleren
Ostens (MENA-Region) sowie teils auch darüber hinaus die
Märkte Ostafrikas und Südasiens bedient werden.

Deutsche Unternehmen mit Geschäftsbeziehungen in den
VAE und/oder eigenem Footprint vor Ort (bspw. in Form
einer Kapitalgesellschaft oder Zweigniederlassung) kom-
men regelmäßig auch in Berührung mit dem Rechtssys-
tem der VAE, insbesondere dem emiratischen Zivilrecht.
Das Rechtssystem der VAE basiert auf den Grundsätzen
des kontinentaleuropäischen Zivilrechtssystems (Civil
Law) und verbindet dieses mit den Gesetzen der Scharia,
wodurch es sowohl westlich als auch islamisch geprägt
ist. In der Praxis tritt die Scharia im Bereich kommer-
zieller Transaktionen häufig in den Hintergrund. Ebenso
wie in den kontinentaleuropäischen Zivilrechtssystemen
bilden die gesetzlichen Grundlagen einen zentralen Pfei-
ler des emiratischen Rechtssystems. Dem Common Law-
Ansatz folgen lediglich die beiden Finanzfreihandelszo-
nen Dubai International Financial Centre (DIFC) und
Abu Dhabi Global Market (ADGM), die auf Grundlage
besonderer Gesetzgebungsbefugnisse jeweils über ein
vom Staatsgebiet der VAE und den übrigen Freihandels-
zonen weitgehend separates Rechts- und Gerichtssystem
verfügen.

Das Zivilrecht der VAE wurde seit dem Jahr 1985 maßgeb-
lich durch das Zivilgesetzbuch der VAE (Federal Law No. 5
of 1985 On the Civil Transactions Law of the United Arab
Emirates State) geprägt, das seit Erlass nur punktuell abge-
ändert wurde. Eine umfassendere Reform des emiratischen
Zivilrechts erfolgte durch Erlass des Federal Decree-Law
No. 25 of 2025 am 1.10.2025, das am 1.6.2026 in Kraft trat
und das bislang geltende Federal Law No. 5 of 1985 aufge-
hoben hat.

Nachstehend wird die Reform zunächst im Überblick
dargestellt (II.). Sodann werden ausgewählte Neuerungen
des Federal Decree-Law No. 25 of 2025 mit wirtschafts-
rechtlicher Relevanz dargestellt (III.). Anschließend wer-
den die praktischen Auswirkungen der Reform sowie
wesentlicher Neuerungen für Unternehmen beleuchtet
(IV.). Der Beitrag schließt mit einem Fazit und Ausblick
(V.).



II. Das neue Zivilgesetzbuch: Grundlegendes

Da das Rechtssystem der VAE auf den Grundsätzen des kon-
tinentaleuropäischen Zivilrechtssystems (Civil Law) basiert,
ist das Zivilrecht der VAE – wie auch das deutsche Zivil-
recht – umfassend kodifiziert. Das seit 1985 geltende Zivil-
gesetzbuch der VAE (Federal Law No. 5 of 1985 On the Ci-
vil Transactions Law of the United Arab Emirates State) um-
fasste 1528 Artikel und deckte neben dem Allgemeinen Teil
u.a. auch Aspekte des allgemeinen und besonderen Schuld-
rechts sowie des Sachenrechts ab.

Federal Decree-Law No. 25 of 2025 ist keine vollständige
Überarbeitung des bisherigen Zivilgesetzbuchs, kann aber
gleichwohl als äußerst wichtige Reform mit weitreichenden
Folgen für die Praxis gewertet werden. Ziel der Gesetzesre-
form ist die Schaffung eines umfassenden und integrierten
Rechtsrahmens.

Das neue Zivilgesetzbuch umfasst 1422 Artikel. Moderni-
siert werden u.a. das Vertragsrecht sowie Regelungen mit
Bezug zum Handels- und Gesellschaftsrecht. Aufgrund der
ausgeprägten Praxisrelevanz der Änderungen ist zu erwar-
ten, dass die Reform auch nachgelagerte Auswirkungen auf
Vertragsstreitigkeiten vor den Gerichten der VAE haben
wird, insbesondere auf die Beweisführung. Ein Beispiel ist
die erstmalige Einführung einer ausdrücklichen Haftung für
vorvertragliches Verhalten, die auf die Beweisführung in Zi-
vilverfahren fortwirken wird.

Eine praxisrelevante Neuerung in Bezug auf die Anwendung
der Grundsätze der Scharia findet sich in Art. 1 Abs. 2 Fede-
ral Decree-Law No. 25 of 2025. Die Vorschrift räumt den
emiratischen Gerichten einen größeren Ermessensspielraum
bei der Anwendung der Grundsätze der Scharia in Fällen
ein, in denen keine ausdrückliche gesetzliche Bestimmung
existiert. Den Gerichten der VAE ist es aufgrund dessen nun
ausdrücklich gestattet, unabhängige gerichtliche Überlegun-
gen anzustellen und ihre Entscheidungsfindung auf Grund-
sätze verschiedener islamischer Rechtsschulen zu stützen,
sofern sie die im öffentlichen Interesse am besten geeignete
Lösung wählen.

Neu gefasst wurde auch die Definition des Terminus „öf-
fentliche Ordnung“ (public order) in Art. 3. Danach gelten
als Bestandteil der öffentlichen Ordnung: 1. Verbindliche
Bestimmungen der Scharia. 2. Bestimmungen, die sich auf
die Regierungssysteme beziehen. 3. Bestimmungen betref-
fend den Personenstand von Muslimen, wie etwa Ehe, Erb-
recht und Abstammung. 4. Zwingende Rechtsvorschriften
(ius cogens), die nicht durch Vereinbarung abbedungen wer-
den können und in den Gesetzen der VAE festgelegt sind.
Diese Definition ist wesentlich klarer gefasst als die Vorgän-
gerregelung und dürfte damit die Rechtsanwendung erleich-
tern.

Das neue Zivilgesetzbuch findet in zeitlicher Hinsicht
grundsätzlich Anwendung auf Verträge, die nach dem In-
krafttreten dieses Gesetzes am 1.6.2026 geschlossen werden
(Art. 4 Abs. 1). Es gilt daher im Grundsatz nicht rückwir-
kend für bestehende Vereinbarungen, es sei denn, aus dem
Gesetz ergibt sich Abweichendes (Art. 4 Abs. 1 a.E.). Wich-
tige Vorgaben zur zeitlichen Anwendung des neuen Zivilge-
setzbuchs ergeben sich aus Art. 6 mit Blick auf die Verjäh-
rungsvorschriften. Danach gelten neue Bestimmungen zur
Verjährung bzw. Nichtdurchsetzbarkeit eines Anspruchs in-
folge Zeitablaufs ab ihrem Inkrafttreten für jeden noch nicht
abgelaufenen Zeitraum (Abs. 1). Für Angelegenheiten, die

den Beginn, die Hemmung und die Unterbrechung der Ver-
jährungsfrist für den Zeitraum vor Inkrafttreten der neuen
Bestimmungen betreffen, gelten die alten Bestimmungen
(Abs. 2). Darüber hinaus regelt Art. 7 das Verhältnis des
neuen Zivilgesetzbuchs (Federal Decree-Law No. 25 of
2025) zum bisherigen Zivilgesetzbuch (Federal Law No. 5
of 1985) wie folgt: Sieht eine neue Bestimmung eine kürzere
Verjährungsfrist vor, als sie in der alten Bestimmung festge-
legt war, so gilt die neue Frist ab dem Zeitpunkt des Inkraft-
tretens der neuen Bestimmung, selbst wenn die alte Frist be-
reits zu laufen begonnen hatte (Abs. 1). Ist der verbleibende
Teil der nach dem alten Recht vorgeschriebenen Frist kürzer
als die durch die neue Bestimmung festgelegte Frist, so en-
det die Verjährungsfrist mit Ablauf dieses verbleibenden
Teils (Abs. 2). Aus diesen Vorgaben folgt, dass Unterneh-
men insbesondere im Kontext der Bestimmung der Verjäh-
rung eines Anspruchs oder Rechts und vor der (gerichtli-
chen) Geltendmachung von Ansprüchen oder Rechten ge-
nau überprüfen sollten, welche Vorgaben auf ihren Fall An-
wendung finden.

III. Das neue Zivilgesetzbuch:
Ausgewählte Regelungsbereiche

1. Absenkung des Volljährigkeitsalters

Zu den wichtigsten Neuerungen in praktischer Hinsicht
gehört die Absenkung des Volljährigkeitsalters von 21
Mondjahren auf 18 gregorianische Jahre. Diese Änderung
vereinheitlicht das gesetzliche Mindestalter für volle Ge-
schäftsfähigkeit und schafft damit Kohärenz mit anderen
Rechtsvorschriften (wie dem Jugend- und Arbeitsrecht).
Harmonisiert werden zudem die zivil- und strafrechtlichen
Haftungsstandards. Seit dem 1.6.2026 gilt eine Person als
voll geschäftsfähig, wenn sie 18 gregorianische Jahre voll-
endet hat, bei klarem Verstand ist und nicht entmündigt ist
(Art. 84).

Finanzielle Transaktionen eines urteilsfähigen Minderjähri-
gen, die sowohl vorteilhaft als auch nachteilhaft sind, gelten
im Interesse des Minderjährigen als anfechtbar (und nicht
als suspendiert, Art. 148 Abs. 2). Dadurch wird dem Vor-
mund des Minderjährigen das Recht eingeräumt, innerhalb
eines Jahres nach Kenntniserlangung die Nichtigerklärung
zu beantragen. Der Minderjährige selbst kann innerhalb ei-
nes Jahres nach Erreichen der Volljährigkeit die Nichtiger-
klärung beantragen.

2. Vermögensverwaltung durch Minderjährige

Abgeändert wurde zudem das Alter, ab dem eine gerichtli-
che Genehmigung zur Vermögensverwaltung durch einen
Minderjährigen eingeholt werden kann: Art. 149 befugt das
zuständige Gericht, auf Antrag des Vormunds, Treuhänders
oder eines Minderjährigen, der das 15. gregorianische Le-
bensjahr vollendet hat, diesem Minderjährigen die Verwal-
tung seines gesamten Vermögens oder eines Teils davon zu
gestatten, vorbehaltlich der durch das Gericht auferlegten
Bedingungen. Das zuständige Gericht kann diese Ermächti-
gung jederzeit widerrufen oder einschränken. Indes behalten
im Rahmen der Ermächtigung getätigte Geschäfte ihre
rechtliche Gültigkeit.

Ziel dieser Reform ist die Förderung des Unternehmertums
auch unter jungen Menschen und die Beteiligung junger
Menschen an geschäftlichen Aktivitäten.
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3. Vorvertragliche Pflichten

Eine der praxisrelevantesten Neuerungen betrifft das allge-
meine Vertragsrecht. In vertragsrechtlicher Hinsicht nor-
miert das neue Gesetzesdekret erstmals umfassende gesetz-
liche Vorgaben für vorvertragliche Verhandlungen und
schreibt die Verpflichtung vor, alle grundlegenden Informa-
tionen im Vorvertragsstadium offenzulegen (Art. 122). Par-
teien werden bereits vor Vertragsschluss haftbar gemacht,
wenn sie wesentliche Tatsachen zurückhalten, die die Ver-
tragsentscheidung der anderen Partei hätten beeinflussen
können. Dies soll eine fundierte und bewusste Entschei-
dungsfindung ermöglichen, das Vertrauen zwischen den Be-
teiligten stärken und Streitigkeiten vermeiden. Diese Neue-
rung wird unmittelbaren Einfluss auf das Parteiverhalten vor
Vertragsschluss haben. Das neue Zivilgesetzbuch stellt im
selben Regelungszusammenhang klar, dass Vertragsver-
handlungen die Parteien nicht zum Vertragsschluss ver-
pflichten (Art. 121 Abs. 2).

Im Einzelnen normiert das neue Zivilgesetzbuch für das
Vorvertragsstadium die nachfolgenden Pflichten: Der Vor-
schlag zu vorvertraglichen Verhandlungen, deren Durchfüh-
rung und deren Beendigung müssen den Anforderungen von
Treu und Glauben entsprechen (Art. 121 Abs. 1). Wer Ver-
handlungen wider Treu und Glauben führt oder abbricht, ist
zum Ersatz des der anderen Partei tatsächlich entstandenen
Schadens verpflichtet, wobei der Schadensersatz nicht die
aus dem nicht zustande gekommenen Vertrag erwarteten
Vorteile oder entgangene Gelegenheiten zur Realisierung
solcher Vorteile umfasst, sofern nichts anderes vereinbart
wurde (Art. 121 Abs. 3). Das vorsätzliche Unterlassen der
Angabe einer wesentlichen Tatsache, die die Gültigkeit des
Vertrages berührt, gilt als Verstoß gegen den Grundsatz von
Treu und Glauben (Art. 121 Abs. 4). Es besteht eine gesetz-
liche Pflicht zur Offenlegung von Informationen, die „von
entscheidender Bedeutung für die Zustimmung der anderen
Partei“ sind (Art. 122 Abs. 1 und Abs. 2). Informationen
gelten als wesentlich und für die Zustimmung der Parteien
ausschlaggebend, wenn sie in einem unmittelbaren und not-
wendigen Zusammenhang mit dem Vertragsinhalt oder dem
Status der Parteien stehen.

Vertragsklauseln, mit denen die Verpflichtung zur Offenle-
gung entscheidender Informationen eingeschränkt, aufgeho-
ben oder ausgeschlossen werden soll, sind nichtig; zudem ist
die geschädigte Partei befugt, die Aufhebung des Vertrages
zu verlangen (Art. 122 Abs. 4). Die Partei, die behauptet,
dass ihr offenzulegende Informationen vorenthalten wurden,
trägt die Beweislast für diese Behauptung; die andere Partei
hingegen trägt die Beweislast dafür, dass sie die betreffende
Partei darüber informiert hatte (Art. 122 Abs. 3).

Art. 123 normiert zudem die Haftung für die unbefugte Ver-
wendung oder Offenlegung vertraulicher Informationen, die
im Rahmen von Verhandlungen oder eines Vertrages erlangt
wurden.

4. Force Majeure

Schon Federal Law No. 5 of 1985 enthielt in Art. 273 eine
Vorschrift zum Tatbestand der höheren Gewalt (Force Ma-
jeure). Danach galt, dass bei für beide Parteien verbindli-
chen Verträgen die entsprechende Verpflichtung erlischt
und der Vertrag automatisch aufgelöst wird, wenn höhere
Gewalt eintritt, die die Erfüllung der Verpflichtung unmög-
lich macht. Im Falle einer teilweisen Unmöglichkeit entfiel

derjenige Teil des Vertrages, dessen Erfüllung unmöglich
wurde; Gleiches galt für eine vorübergehende Unmöglich-
keit bei Dauerschuldverhältnissen. In beiden Fällen war der
Gläubiger berechtigt, den Vertrag aufzulösen, sofern der
Schuldner hiervon Kenntnis hatte.

Art. 236 bestimmt, dass bei Unmöglichkeit der Erfüllung ei-
ner Verpflichtung infolge höherer Gewalt die entsprechen-
den Leistungspflichten der Parteien entfallen und der Ver-
trag automatisch aufgelöst wird. Wird die Leistung teilweise
unmöglich, so kann jede der Vertragsparteien auf den Entfall
des entsprechenden Teils ihrer Verpflichtung bestehen oder
beim Gericht die Aufhebung des Vertrages beantragen
(Art. 236 Abs. 2). Ist die Unmöglichkeit bei Dauerschuld-
verhältnissen vorübergehender Natur, so kann jede der Ver-
tragsparteien auf den Entfall des entsprechenden Teils ihrer
Verpflichtung bestehen, eine Vertragsänderung anstreben
oder die gerichtliche Aufhebung des Vertrages beantragen
(Art. 236 Abs. 3).

5. Vertragsanpassung und Vertragsaufhebung in sog.
Hardship-Fällen

Bereits auf Grundlage von Art. 249 des Federal Law No. 5 of
1985 war ein Gericht befugt, die belastende Verpflichtung
auf ein angemessenes Maß herabzusetzen, wenn außerge-
wöhnliche, nicht vorhersehbare Umstände öffentlicher Na-
tur eintraten und die Erfüllung der vertraglichen Verpflich-
tung für den Schuldner – auch wenn sie nicht unmöglich
wurde – derart belastend war, dass ihm ein schwerer Scha-
den drohte. Dabei waren die Umstände des Einzelfalls sowie
die Interessen beider Parteien gegeneinander abzuwägen.
Eine entgegenstehende Vereinbarung war unwirksam.

Art. 224 des neuen Zivilgesetzbuchs weitet diesen Tatbe-
stand nun wie folgt aus: Treten außergewöhnliche, allge-
meine Umstände ein, die zum Zeitpunkt des Vertragsschlus-
ses nicht vorhersehbar waren und deren Eintritt dazu führt,
dass die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtung für den
Schuldner derart belastend wird, dass ihm ein erheblicher
Schaden droht, kann das Gericht – je nach den Umständen
und unter Abwägung der beiderseitigen Interessen – die be-
lastende Verpflichtung auf ein angemessenes Maß herabset-
zen oder die Rückgängigmachung des Vertrages anordnen.
Anderslautende Vereinbarungen sind nichtig.

Infolge der Reform sind die Gerichte mithin nicht mehr nur
befugt, die vertragliche Verpflichtung herabzusetzen, son-
dern sie können weitergehend eine Aufhebung des Vertrages
insgesamt anordnen. Während bereits nach der alten Rechts-
lage ein Gericht dazu ermächtigt war, eine belastende Ver-
pflichtung bei Eintritt außergewöhnlicher Umstände zu re-
duzieren, galt dies jedoch nur unter der Voraussetzung, dass
die Gerechtigkeit dies erforderte. Letztere Voraussetzung
wurde im Zuge der Reform gestrichen und dadurch der ge-
richtliche Ermessensspielraum zusätzlich erweitert.

Für die Vertragsgestaltung ist von besonderer Bedeutung,
dass Art. 224 ebenso wie die Vorgängerregelung zwingen-
der Natur ist und daher nicht durch Parteivereinbarung abbe-
dungen werden kann. Für Muqawala-Verträge mit Pauschal-
beträgen ist zudem die spezielle Vorschrift des Art. 829
Abs. 3 zu beachten (dazu ausführlicher sogleich unter 9.).

6. Pauschalierter Schadensersatz

Nach Art. 390 Abs. 2 des alten Zivilgesetzbuchs war ein an-
gerufenes Gericht dazu befugt, eine Klausel über pauscha-
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lierten Schadensersatz (Art. 390 Abs. 1) an den tatsächlich
entstandenen Schaden anzupassen. Eine entgegenstehende
vertragliche Vereinbarung war unwirksam. Art. 390 nor-
mierte indes nicht ausdrücklich, unter welchen Umständen
das angerufene Gericht diese Befugnis ausüben konnte.

Diese Lücke wird durch Art. 340 des neuen Zivilgesetz-
buchs geschlossen. Danach ist das angerufene Gericht zur
Herabsetzung des pauschalierten Schadensersatzes befugt,
wenn der Schuldner nachweist, dass die Bemessung der Pau-
schale überhöht war oder die Verpflichtung teilweise erfüllt
wurde (Art. 340 Abs. 2) oder der Gläubiger durch eigenes
Verschulden zum Schaden beigetragen oder diesen vergrö-
ßert hat (Art. 340 Abs. 3). Das Gericht kann zudem ent-
scheiden, dass kein Schadensersatz geschuldet wird, wenn
das Verschulden des Gläubigers das Verschulden des
Schuldners überlagert hat (Art. 340 Abs. 3 a.E.).

Gemäß Art. 340 Abs. 4 des neuen Zivilgesetzbuchs kann ein
Gläubiger Beträge verlangen, die über die vereinbarte Ent-
schädigung hinausgehen, sofern er nachweist, dass der
Schuldner arglistig gehandelt oder ein grobes Verschulden
begangen hat. Nach Art. 340 Abs. 5 ist jede anderslautende
vertragliche Vereinbarung nichtig.

7. Einführung des Konzepts der Rahmen-
vereinbarung

Eingeführt wird in Art. 138 zudem das Konzept einer Rah-
menvereinbarung (framework agreement). In der Rahmen-
vereinbarung können wesentliche Bedingungen vorab fest-
gelegt werden. Mittels einer Rahmenvereinbarung soll es al-
so den Vertragsparteien ermöglicht werden, wiederkehrende
oder langfristige Vertragsbeziehungen vorab zu regeln.

Art. 138 bestimmt insofern, dass die Parteien in einer Rah-
menvereinbarung wesentliche Bedingungen festlegen, nach
denen ihre künftigen Verträge geregelt werden. Sofern
nichts anderes (ausdrücklich oder stillschweigend) verein-
bart wird, gilt die Rahmenvereinbarung als Teil dieser künf-
tigen Verträge.

8. Änderungen des Rechts der Kaufverträge

Aktualisiert wurde zudem das Recht der Kaufverträge
(Art. 445ff.). Zu den Neuerungen gehören klarere Vorgaben
für Verkäufe nach Muster und verbesserte Rechte bei ver-
steckten Mängeln (Art. 493ff.). Die Verjährungsfrist für die
Geltendmachung entsprechender Ansprüche wurde auf ein
Jahr nach Lieferung verlängert, wobei diese Frist greift, so-
fern keine abweichende Gewährleistungsfrist vereinbart
wird (Art. 510).

9. Muqawala-Verträge

Bereits das Federal Law No. 5 of 1985 normierte Vorschrif-
ten zu sog. Muqawala-Verträgen bzw. Werkverträgen. Auf-
grund des wirtschaftlich äußerst starken Bausektors in den
VAE haben diese Vorgaben, die auch auf Bauverträge An-
wendung finden, praktisch hohe Relevanz. Das neue Geset-
zesdekret reformiert die entsprechenden Vorgaben und er-
weitert und spezifiziert den Regelungsrahmen für Leistung,
Risikoverteilung und Kündigung in den Art. 812ff.

Art. 816 Abs. 3 des neuen Zivilgesetzbuchs verpflichtet den
Auftragnehmer dazu, den Auftraggeber unverzüglich da-
rüber zu informieren, sollten während der Ausführung der
Arbeiten Mängel an den von dem Auftraggeber bereitge-

stellten Materialien auftreten oder sonstige Umstände ein-
treten, die eine ordnungsgemäße Ausführung der Arbeiten
behindern würden. Unterlässt der Auftragnehmer diese Mit-
teilung, so haftet er für alle aus seiner Unterlassung resultie-
renden Folgen.

Nach Art. 818 Abs. 2 des neuen Zivilgesetzbuchs kann der
Auftraggeber vom Auftragnehmer die Mängelbeseitigung
innerhalb einer angemessenen Frist verlangen, sollte sich
während der Ausführung der Arbeiten herausstellen, dass
der Auftragnehmer diese mangelhaft oder entgegen der Ver-
tragsbedingungen ausführt. Verstreicht diese Frist erfolglos,
kann der Auftraggeber – nach Feststellung des Sachverhalts
– vom Vertrag zurücktreten oder einen anderen Auftragneh-
mer mit der Fertigstellung oder Berichtigung der Arbeiten
auf Kosten des ursprünglichen Auftragnehmers beauftragen.
Im Vergleich zur alten Rechtslage nach Art. 877 des alten
Zivilgesetzbuchs kann dieses Recht nun einfacher geltend
gemacht werden, weil der Rücktritt über die Unmöglichkeit
der Mängelbeseitigung hinaus auch in weiteren Fällen taug-
licher Rechtsbehelf ist. Für die Praxis wichtig ist, dass der
Auftraggeber den Sachverhalt förmlich feststellen muss, be-
vor er nach Fristablauf die in Art. 818 Abs. 2 aufgeführten
Rechtsbehelfe geltend macht.

Haftungsrechtlich relevante Neuerungen ergeben sich zu-
dem aus den Art. 821 bis Art. 824 des neuen Zivilgesetz-
buchs. Ingenieure und Bauunternehmer haften für den voll-
ständigen oder teilweisen Einsturz eines Bauwerks über ei-
nen Zeitraum von zehn Jahren gesamtschuldnerisch. Ein et-
waiges Rückgriffsrecht des Auftragnehmers gegen Subun-
ternehmer bleibt allerdings nach Art. 821 Abs. 4 unberührt.

Art. 836 des neuen Zivilgesetzbuchs enthält ein neues ge-
setzliches Kündigungsrecht des Auftraggebers. Dieser kann
den Bauvertrag vor Abschluss der Arbeiten ohne besonde-
ren Grund kündigen und die Ausführung stoppen, sofern er
den Auftragnehmer für sämtliche entstandenen Aufwendun-
gen, die bereits erbrachten Leistungen sowie für den Gewinn
entschädigt, den dieser bei Fertigstellung der Arbeiten er-
zielt hätte. Die Entschädigung kann jedoch unter gewissen
Umständen durch das zuständige Gericht angemessen ge-
kürzt werden (Art. 836 Abs. 2).

Das neue Zivilgesetzbuch enthält in Art. 829 Abs. 3 nun zu-
dem eine spezielle Bestimmung für außergewöhnliche Um-
stände (Hardship-Fälle) im Kontext von Muqawala-Verträ-
gen mit Pauschalbeträgen: Gerät das vertragliche Gleichge-
wicht zwischen den Verpflichtungen des Auftraggebers und
des Auftragnehmers infolge außergewöhnlicher allgemeiner
Umstände, die bei Vertragsschluss vernünftigerweise nicht
vorhersehbar waren, aus dem Gleichgewicht und entfällt da-
durch die wirtschaftliche Grundlage des Vertrages, kann das
Gericht – unter Berücksichtigung der Umstände und nach
Abwägung der Interessen der Parteien – die Wiederherstel-
lung des vertraglichen Gleichgewichts (einschließlich Ver-
längerung der Leistungsfrist sowie Erhöhung oder Senkung
der Vergütung) oder die Vertragsaufhebung anordnen.

10. Vorschriften mit Bezug zum Handels- und
Gesellschaftsrecht

Im Zuge der Zivilrechtsreform wird das Zivilgesetzbuch zu-
dem an handels- bzw. gesellschaftsrechtliche Vorschriften
angepasst. Die insofern maßgeblichen Rechtsgrundlagen
sind das Federal Decree-Law No. 32 of 2021 (On Commerci-
al Companies) in der Fassung des Federal Decree-Law
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No. 20 of 2025 („Commercial Companies Law“) und das
Federal Decree-Law No. 50 of 2022 (On the Promulgation
of the Commercial Transactions Law). Die rechtliche Har-
monisierung reduziert Unsicherheiten bei der Unterneh-
mensstrukturierung.

Das neue Gesetz erlaubt bspw. ausdrücklich die Grün-
dung eines Unternehmens durch eine einzelne Person
(Art. 603 Abs. 2). Obgleich dieses Konzept bereits im
Commercial Companies Law anerkannt ist, wird die Zu-
lässigkeit durch die ausdrückliche Klarstellung im Zivil-
gesetzbuch erneut bestätigt. Das neue Zivilgesetzbuch
unterscheidet zudem zwischen Gesellschaften, die in den
Anwendungsbereich des Zivilgesetzbuchs fallen, und sol-
chen, die dem Commercial Companies Law unterliegen,
und grenzt die jeweiligen Anwendungsbereiche damit
klarer als zuvor ab (Art. 606). Modernisiert werden zu-
dem die Regeln zum Austritt von Gesellschaftern
(Art. 626) und zur Fortführung und Liquidation von Ge-
sellschaften (Art. 629ff.). Ziel ist eine verbesserte Ge-
währleistung geschäftlicher Kontinuität.

11. Gerichtliche Befugnisse

Das neue Zivilgesetzbuch enthält in Art. 179 Regelungen
für Fälle, in denen eine Partei die Bedürftigkeit, Uner-
fahrenheit oder sonstige Verletzlichkeit der anderen Par-
tei ausnutzt, um einen Vertrag zu übermäßig nachteiligen
Bedingungen für diese Partei abzuschließen. Ein angeru-
fenes Gericht hat in den gesetzlich aufgeführten Situatio-
nen die Möglichkeit, den Vertrag nicht nur aufzuheben,
sondern ihn auch neu auszubalancieren oder anzupassen.

Art. 179 Abs. 1 bestimmt insofern: Wenn jemand bei ei-
nem anderen ein dringendes Bedürfnis, offensichtliche
Rücksichtslosigkeit, ungezügelte Leidenschaft, mangelnde
Erfahrung oder offensichtliche Schwäche oder einen mo-
ralischen Einfluss auf ihn ausnutzt und ihn dazu veran-
lasst, zu seinem eigenen Vorteil oder zum Vorteil eines
anderen einen Vertrag abzuschließen, der zum Zeitpunkt
seines Abschlusses ein übermäßiges Missverhältnis zwi-
schen den eingegangenen Verpflichtungen und dem da-
raus resultierenden materiellen oder moralischen Vorteil
aufweist, kann die geschädigte Partei die Aufhebung des
Vertrages oder die Reduzierung ihrer Verpflichtungen be-
antragen. Die andere Vertragspartei kann die Nichtiger-
klärung vermeiden, wenn sie dasjenige anbietet, was das
Gericht für ausreichend erachtet, um den Schaden zu be-
heben.

Art. 179 Abs. 3 normiert indes einschränkend, dass über
eine entsprechende Klage nach Ablauf eines Jahres ab Ver-
tragsschluss nicht mehr entschieden werden kann. Ist der
Mangel, der zum Tatbestand der Ausnutzung führt, indes
dauerhafter Natur, beginnt die Frist von einem Jahr erst mit
der Beseitigung des Mangels. Ungeachtet dessen unterliegt
der Anspruch einer absoluten Ausschlussfrist von drei Jah-
ren ab Vertragsschluss.

12. Rechtswahl

Wie bereits Federal Law No. 5 of 1985 ermöglicht das neue
Gesetzesdekret den Parteien eines Vertrages, das für ihren
Vertrag maßgebliche Recht frei zu bestimmen (Art. 19).

Fehlt eine (wirksame) Rechtswahl, greift – wie auch zuvor –
das Recht des gemeinsamen Wohnsitzes der Parteien.

Eine Neuerung führt das neue Zivilgesetzbuch jedoch für
den Fall ein, dass die Parteien ihren Wohnsitz in ver-
schiedenen Staaten haben und sich nicht auf ein anwend-
bares Recht geeinigt haben. Während unter Geltung des
Federal Law No. 5 of 1985 das Recht am Ort des Ver-
tragsschlusses Anwendung fand, greift nach dem neuen
Gesetzesdekret das Recht des Ortes, an dem die Haupt-
leistung des Vertrages zu erfüllen ist (Art. 19 Abs. 1
S. 3). Abweichendes soll gelten, wenn sich aus den Um-
ständen ergibt, dass ein anderes Recht Anwendung fin-
den sollte (Art. 19 Abs. 1 S. 3 a.E.).

Wie auch unter Geltung des alten Zivilgesetzbuchs bleibt es
dabei, dass auf Verträge über Immobilien das Recht des Or-
tes Anwendung findet, an dem die Immobilie belegen ist
(Art. 19 Abs. 2).

IV. Praxishinweise für Unternehmen

Das neue Zivilgesetzbuch führt wichtige Neuerungen ein,
mit denen sich Unternehmen, die Geschäftsbeziehungen in
die VAE unterhalten, kurzfristig vertraut machen sollten.
Zur Vermeidung von Nachteilen sollten Unternehmen sich
bereits für das Stadium vor dem Abschluss eines Vertrages
mit VAE-Bezug der relevanten Neuerungen und neu einge-
führten rechtlichen Pflichten bewusst sein.

Im Anwendungsbereich des neuen Zivilgesetzbuchs müs-
sen Unternehmen und natürliche Personen angesichts der
in Art. 121ff. eingeführten vorvertraglichen Pflichten
künftig damit rechnen, dass Gerichte in den VAE bei
vertraglichen Streitigkeiten nicht mehr ausschließlich die
letztlich getroffenen Vereinbarungen prüfen, sondern
auch das Verhalten der Parteien während der Vertragsver-
handlungen in ihre rechtliche Würdigung einbeziehen.
Gerichte werden ggf. überprüfen, wie die Parteien mitei-
nander verhandelt haben, welche Inhalte die Parteien ei-
nander offengelegt haben und ob das vertraglich Verein-
barte insgesamt auf eine informierte Entscheidung zu-
rückzuführen ist. Unternehmen müssen diese Punkte da-
her von nun an bereits im Verhandlungsstadium beachten
und ihre zuständigen Mitarbeiter (bspw. im Vertrieb) ent-
sprechend schulen, wenn sie spätere rechtliche Nachteile
erfolgreich vermeiden möchten. Vertragsmuster und Haf-
tungsausschlüsse sollten daraufhin überprüft werden, ob
sie mit den neuen rechtlichen Vorgaben in Einklang ste-
hen. Im Rahmen der Vertragsgestaltung ist künftig insbe-
sondere zu beachten, dass Vereinbarungen, die darauf ab-
zielen, die Pflicht zur Offenlegung wesentlicher Informa-
tionen einzuschränken, auszuschließen oder anderweitig
zu umgehen, nach Art. 122 Abs. 4 des neuen Zivilgesetz-
buchs nichtig sind. Auch sollten unternehmensintern Vor-
kehrungen dafür getroffen werden, dass die Verhand-
lungsphase mit Blick auf eine später etwaig erforderlich
werdende Beweisführung ausreichend dokumentiert wird.
Unternehmen können zudem erwägen, unternehmensin-
tern Offenlegungsprozesse für Vertragsverhandlungen zu
implementieren. Im Rahmen von Vertragsverhandlungen
müssen Unternehmen künftig sorgfältig abwägen, ob die
in ihrem Besitz befindlichen Informationen für die Ein-
willigung der Gegenpartei und die diesbezügliche Doku-
mentenanalyse von wesentlicher und entscheidender Be-
deutung sind (Art. 122 Abs. 1). Eine bösgläubige Partei
kann für den der anderen Partei tatsächlich entstandenen
Schaden haftbar gemacht werden, jedoch nicht für ent-

Frank-Fahle/Trost, Die Reform des emiratischen Zivilrechts 8/2026 RIW 509



gangene Chancen oder entgangenen Gewinn (Art. 121
Abs. 3). Auch sollten Unternehmen in Anbetracht der
Vorschrift des Art. 123 eine Nutzung von Vertraulich-
keitsvereinbarungen und internen Vorsichtsmaßnahmen
(z.B. Zugriffskontrollen) in Betracht ziehen.

Infolge der gesetzlichen Anerkennung von Rahmenverein-
barungen in Art. 138 sollten Vertragsparteien erwägen,
wichtige Bestimmungen, die die Beziehung der Parteien be-
treffen, vorab vertraglich festzulegen. Durch den Abschluss
einer Rahmenvereinbarung kann der Zeit- und Kos-
tenaufwand für nachfolgende Verhandlungen häufig deut-
lich reduziert werden. Allerdings sollten die Parteien ge-
währleisten, dass Vereinbarungen, die der Rahmenvereinba-
rung zeitlich nachfolgen, nicht im Widerspruch zu dieser
stehen. Ist dies nicht gewährleistet, besteht die Gefahr, dass
widersprüchliche Vereinbarungen Anlass zu späteren Strei-
tigkeiten und (gerichtlichen) Auseinandersetzungen geben
und damit letztlich zeitlicher Mehraufwand und Mehrkosten
entstehen, die durch die Nutzung einer Rahmenvereinba-
rung ursprünglich vermieden werden sollten.

Aufgrund des gesetzlichen Rahmens zum pauschalierten
Schadensersatz in Art. 340 sind Vertragsparteien gut bera-
ten, entsprechende Klauseln vor Vertragsschluss genau da-
raufhin zu überprüfen, ob sie überhöhte Beträge für pau-
schalierten Schadensersatz ausweisen. Andernfalls besteht
das Risiko, dass der vereinbarte Schadensersatz später zum
Streitgegenstand zwischen den Vertragsparteien wird und
ein angerufenes Gericht den vereinbarten Pauschalbetrag
herabsetzt. Entsprechende Klauseln sollten daher von vor-
neherein mit Augenmaß formuliert werden.

Die punktuellen Nachbesserungen im Recht der Muqawala-
Verträge sollten Auftraggeber und Auftragnehmer sowie et-
waig auch Subunternehmer zum Anlass nehmen, ihre Stan-
dardverträge zu überprüfen und etwaig an die Neuerungen
anzupassen. Überdies sollten sie prüfen, ob und wie sich die
Neuerungen auf bereits bestehende Verträge auswirken.

Unternehmen sollten sich schließlich auch mit den neuen
Vorgaben zur Volljährigkeit vertraut machen, die im Kontext
der Vertragsgestaltung eine zentrale Rolle spielen und bspw.
im Kontext der Zeichnungsberechtigung relevant werden
können.

V. Fazit und Ausblick

Die Reform des Zivilgesetzbuchs hat weitreichende prak-
tische Auswirkungen für Geschäftstätigkeiten in den
VAE. Unternehmen mit Geschäftsbeziehungen in den
VAE und/oder eigenem Footprint vor Ort sollten sich mit
den Neuerungen daher rasch vertraut machen und Ver-
trags- und Klauselmuster, soweit dies gesetzlich geboten
ist, an die neue Rechtslage anpassen. Vor dem Hinter-
grund der Reform sollten zudem tatsächliche Abläufe
und Gepflogenheiten im Unternehmen daraufhin über-
prüft werden, ob sie mit den neuen Vorgaben in Ein-
klang stehen. Zu denken ist insofern insbesondere an das
Vorvertragsstadium, das nun erstmals Gegenstand aus-
drücklicher und umfassender Rechtspflichten ist. Praxis-
relevanz hat in internationalen Geschäftsbeziehungen
auch die partielle Neufassung der für Verträge maßgebli-
chen Kollisionsnorm des Art. 19.

Der Ausbruch des Iran-Krieges am 28.2.2026 hatte auch
spürbare Auswirkungen auf die arabischen Golfstaaten. Ins-

besondere die VAE wurden zur Zielscheibe unmittelbarer
und umfangreicher militärischer Angriffe durch den Iran.
Die faktische Schließung der Straße von Hormus führte weit
über die VAE und die Golfregion hinaus zu weltweiten Lie-
ferverzögerungen und Lieferausfällen. Unternehmen rund
um den Globus spüren auch im Sommer 2026 – ungeachtet
der inzwischen aufgenommenen Friedensverhandlungen
und des zwischenzeitlichen Abschlusses eines Rahmenab-
kommens zwischen den USA und dem Iran – weiterhin die
wirtschaftlichen Auswirkungen des Konflikts. In diesem
Kontext erlangen zivilrechtliche Regelungen und Verträge,
die auch in den VAE als das Gesetz der Parteien verstanden
werden, herausragende praktische Bedeutung. Vertragsklau-
seln zur Rechtswahl und zum Gerichtsstand, die in der Pra-
xis häufig stiefmütterlich behandelt werden, gewinnen in
Krisensituationen erheblich an Bedeutung. Sie können maß-
geblich dafür sein, ob und in welchem Umfang sich eine Par-
tei auf Schutzmechanismen wie Force Majeure oder Hard-
ship berufen kann und welche Ansprüche und Verpflichtun-
gen im Einzelfall bestehen. Unternehmen, die die Anwen-
dung des VAE-Rechts vertraglich vereinbart haben, werden
von der Reform des Zivilgesetzbuchs der VAE möglicher-
weise unmittelbar berührt. Dies ist allerdings anhand der
neuen Vorgaben zur Rückwirkung des neuen Zivilgesetz-
buchs genau zu prüfen. Gleiches gilt für Unternehmen, die
keine Rechtswahl getroffen haben und auf deren Verträge
emiratisches Recht kraft Internationalen Privatrechts anzu-
wenden ist.

Auch Unternehmen, die sich derzeit mit Geschäftspartnern
in den VAE in Vertragsverhandlungen befinden, sollten sich
frühzeitig mit den Neuerungen vertraut machen. Dies gilt
umso mehr, als das Vorvertragsstadium durch die Reform
erstmals umfassend gesetzlich geregelt wird und damit
künftig verstärkt in den Fokus gerichtlicher Prüfungen rü-
cken dürfte.

Die Praxis zeigt, dass sich sorgfältige Vertragsgestaltung
und ein fundiertes Verständnis der maßgeblichen Rechtsord-
nungen insbesondere in grenzüberschreitenden Geschäfts-
beziehungen langfristig auszahlen. Die jüngste Krise hat
dies erneut eindrucksvoll bestätigt: Nur wer die rechtlichen
Rahmenbedingungen der beteiligten Jurisdiktionen kennt
und vertragliche Risiken frühzeitig adressiert, kann seine In-
teressen wirksam schützen, rechtlichen und wirtschaftlichen
Risiken vorbeugen und auch in unvorhergesehenen Situatio-
nen handlungsfähig bleiben.
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